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Friedhöfe


Ansprechpartner im Kreiskirchenamt Gotha:

(Rechtliche Fragen) 

Herr KR Bernd Hänel 
E-Mail: Bernd.Haenel@ekmd.de
Telefon: 03691/88309-36
Mitarbeiterin Friedhofswesen: 
Frau Nicole Engelhardt
E-Mail: Nicole.Engelhardt@ekmd.de
Telefon: 03691/88309-29
Vorwort

Der kirchliche Friedhof ist eine Stätte, auf der die Kirchengemeinde ihre Verstorbenen zur letzten Ruhe bettet. Die Kirche verkündigt dabei, dass der Tod das Gericht über alles irdische Wesen ist und Jesus Christus durch seine Auferstehung den Sieg über Sünde und Tod errungen hat. Sie gedenkt der Entschlafenen und befiehlt sie der Gnade Gottes. Sie ruft die Lebenden zum Heil in Christus. Auch zu der Zeit, in der das Wort der Kirche auf dem Friedhof nicht verkündigt wird, ist der Friedhof mit seinen Gräbern und seinem Schmuck der Ort, an dem diese Verkündigung sichtbar bezeugt und der Verstorbenen und des eigenen Todes gedacht wird. Alles Tun auf dem Friedhof erhält so seinen Sinn und seine Richtung.
(Präambel der Friedhofsverordnung der EKM)

Viele Kirchengemeinden betreiben Friedhöfe als öffentliche Einrichtungen. Bei der Verwaltung der Friedhöfe sind diverse Vorschriften zu beachten. Nachfolgend möchten wir deshalb auf ein paar grundlegende Dinge eingehen, die bei der Verwaltung eines Friedhofes zu beachten sind und die am häufigsten gestellten Fragen beantworten.
Die nachstehenden Erläuterungen beziehen sich zum Teil auf Bestimmungen in den aktuellen Mustersatzungen. Wenn auf Ihrem Friedhof noch ältere Satzungen gelten, ist im Einzelfall zu prüfen, ob darin Regelungen getroffen sind, die gegebenenfalls ein abweichendes Vorgehen erfordern. Bitte wenden Sie sich in diesem Fall an Herrn Janus.
Gemäß § 37 Abs. 4 des Thür. Bestattungsgesetzes (RS 910) von 2004 haben alle Friedhofsträger in Thüringen innerhalb von 9 Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes ihre geltenden Satzungen an das neue Recht anzupassen. Prüfen Sie daher bitte, von wann Ihre Satzungen sind. Bei Änderungen sind die Bestimmungen der landeskirchlichen Mustersatzungen zu beachten. Sie sind gemäß § 7 Abs. 1 der Friedhofsverordnung (RS 915) von 2010 anzuwenden.
I. Grundsätzliches
1.

Wichtige gesetzliche Grundlagen

1.1.
Thüringer Bestattungsgesetz (ThürBestG) vom 19.05.2004 – RS 910
1.2.
Verordnung über die kirchlichen Friedhöfe in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Friedhofsverordnung - FriedhV) vom 20. August 2010 in der Fassung vom 26. April 2013 – RS 915
Die aktuelle Fassung der Friedhofsverordnung können Sie sich im Internet unter der Überschrift „Mustersatzungen für das Friedhofswesen“ (RS 915.1) unter folgender Adresse herunterladen:

http://www.ekmd.de/servicekontakt/arbeitshilfen/
Außerdem können auch wir Ihnen auf Anfrage die aktuelle Fassung der Friedhofsverordnung zusenden.
2.  
Friedhofs- und Bestattungszwang
Der Ort der Bestattung ist keine Privatsache. In Thüringen dürfen Erdbestattungen nur auf Friedhöfen und unter Verwendung eines Sarges vorgenommen werden (§ 23 Abs. 1 Satz 1 ThürBestG). Bei einer Feuerbestattung ist die Urne mit der Asche auf einem Friedhof oder in geeigneter Form in einer Kirche beizusetzen (§ 23 Abs. 2 Satz 1 ThürBestG). Ausnahmen sind möglich (siehe § 23 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 und 3 ThürBestG). Aus dem Thüringer Bestattungsgesetz heraus zulässig wäre auch das Ausbringen der Asche auf einer hierfür bestimmten Stelle eines Friedhofes sowie die Beisetzung der Urne von einem Schiff aus auf hoher See, wenn andere Rechtsvorschriften nicht dagegen stehen. Auf kirchlichen Friedhöfen im Bereich der EKM ist das Verstreuen von Asche jedoch strikt untersagt (§ 21 Abs. 3 Musterfriedhofssatzung)!














…

Die Erdbestattung oder Einäscherung ist (bei natürlicher Todesursache und wenn es sich nicht um einen unbekannten Toten handelt) in Thüringen grundsätzlich innerhalb von 10 Tagen nach Feststellung des Todes durchzuführen, die Asche ist innerhalb von 6 Monaten beizusetzen (§ 17 Abs. 3 Sätze 1 und 3 ThürBestG). Im Einzelfall sind Fristverlängerungen durch die untere Gesundheitsbehörde möglich (§ 17 Abs. 3 Satz 2 ThürBestG).

3. 

Unterscheidung in kommunale und kirchliche Friedhöfe
Friedhöfe können in kommunaler Trägerschaft oder in Trägerschaft von Religionsgemeinschaften stehen.

Kommunale Friedhöfe werden von einer politischen Gemeinde betrieben und stehen allen Einwohnern der Gemeinde offen.

Kirchliche Friedhöfe werden von Religionsgemeinschaften für die Angehörigen ihres Bekenntnisses errichtet. Hier unterscheidet man zwischen den sogenannten Konfessionellen Friedhöfen, auf denen ausschließlich die Angehörigen der betreffenden Konfession bestattet werden können und den sogenannten Simultan-Friedhöfen, die außer den Angehörigen der eigenen Konfession auch Angehörigen anderer Bekenntnisse oder Bekenntnislosen zur Verfügung stehen. 

Das Vorhalten eines Friedhofes ist zwar grundsätzlich Pflichtaufgabe der politischen Gemeinde, wenn jedoch in zumutbarer Nähe kein kommunaler Friedhof besteht, so darf auch auf Friedhöfen von Religionsgemeinschaften die Bestattung von andersgläubigen oder konfessionslosen verstorbenen Gemeindeeinwohnern nicht verweigert werden. Ist in zumutbarer Nähe kein kommunaler Friedhof vorhanden, so ist der kirchliche Friedhof ein Friedhof mit Monopolcharakter, man bezeichnet diesen dann auch als Monopolfriedhof. Dies ist oft in ländlichen Gegenden der Fall.
4. 

Die Verwaltung des Friedhofes
Die Verwaltung des Friedhofes obliegt grundsätzlich dem Friedhofsträger. Aufgaben der Friedhofsverwaltung sind:

- das Führen eines Belegungsplans und eines Grabstellenverzeichnisses

- die Zuweisung der Grabstellen
- die Überwachung des Ablaufes der Ruhefristen und Nutzungsrechte

- die Kalkulation der Friedhofsgebühren

- der Gebühreneinzug für die Grabstellen

- die Führung eines gesonderten Friedhofshaushaltes

- die Organisation aller der Verkehrssicherungspflicht zuzuordnenden Maßnahmen

- die Zulassung und die Kontrolle von Handwerksbetrieben und Gewerbetreibenden und die 

  Gebührenerhebung für deren Tätigkeit

Für eine ordnungsgemäße Verwaltung ist es unabhängig von der Größe des Friedhofes notwendig, ein Grabstellenverzeichnis zu führen, in dem alle Daten der Bestattungen und die Lage des Grabes vermerkt sind. Nur mit einem solchen Grabstellenverzeichnis ist es möglich, unabhängig von den Personen, die derzeit die Friedhofsverwaltung erledigen, die Ruhe- und Belegungszeiten einzuhalten. Im Grabstellenverzeichnis sollte mindestens folgendes vermerkt sein:

- Name des Bestatteten

- Geburts- und Sterbedatum des Bestatteten

- Bestattungsdatum

- Grabfeld, Grabreihe, Grabnummer

- Name und Anschrift des Grabstelleninhabers bzw. des Nutzungsberechtigten














…

Das Grabstellenverzeichnis ist dauernd zu aktualisieren. Wenn ein Grabstellenverzeichnis neu angelegt wird, sind vorhandene Unterlagen und Verzeichnisse aus der Vergangenheit zu berücksichtigen, also mit aufzunehmen.
Des Weiteren ist ein Belegungsplan zu erarbeiten. Aus diesem Plan sollte hervorgehen:
-  wo auf dem Friedhof welche Bestattung  vorgenommen wurde; dabei sollten sich die Bezeichnungen für Grabfelder und die Grabreihen aus dem Grabstellenverzeichnis hier    wiederfinden, so dass konkrete Grabstellen leichter aufgefunden werden können.

-  welche Überlegungen es zur künftigen Gestaltung des Friedhofes gibt; es sollte also    ersichtlich sein, wo neue Grabfelder und Grabreihen angelegt werden sollen, auch die    Lage von Wahlgrabstätten oder auch Festlegungen, wo künftig keine Bestattungen mehr    vorgenommen werden sollen.

5.

 Anmeldung der Bestattung; Nutzungsrechte an Grabstätten
Die Vergabe von Nutzungs- oder Beisetzungsrechten an Grabstätten erfolgt durch den Friedhofsträger im Zusammenhang mit der Anmeldung der Bestattung. Die Bestattungsgesetze der Länder regeln die Reihenfolge der Anzeigeberechtigten (diese sind zugleich anzeigeverpflichtet) - siehe hierzu auch § 9 Abs. 4 Musterfriedhofssatzung i. V. m. Anlage 1.1. zur Musterfriedhofssatzung.

Eine auf dem Friedhof gewünschte Bestattung ist beim Friedhofsträger unter Vorlage der Bescheinigung des Standesamtes über die Beurkundung des Todesfalles oder eines Beerdigungserlaubnisscheines der Ordnungsbehörde anzumelden. Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. Soll eine Urnenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung vorzulegen. (§ 9 Abs. 1 bis 3 Musterfriedhofssatzung)
(siehe Musterformulare A1 bis A4)

Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich für die Nutzungsberechtigten die Verpflichtung zur Anlage und Pflege der Grabstätten. Eine vorfristige Rückgabe des Nutzungsrechtes an einer Grabstätte ist grundsätzlich nicht möglich. Ausnahmen kann der Friedhofsträger im begründeten Einzelfall zulassen. (§ 16 Abs. 5 Musterfriedhofssatzung)
Läuft ein Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte ab, hat der Friedhofsträger den  Nutzungsberechtigten 6 Monate vorher schriftlich darauf hinzuweisen, damit dieser die Möglichkeit hat, eine Verlängerung des Nutzungsrechtes zu beantragen (§ 19 Abs. 3 und 5 Musterfriedhofssatzung). Bei Reihengrabstätten sieht die Musterfriedhofssatzung lediglich einen öffentlichen Hinweis in ortsüblicher Weise sowie ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld sechs Monate vor Abräumung von Reihengrabfeldern vor (§ 17 Abs. 6 Musterfriedhofssatzung). Aber auch bei Reihengrabstätten bietet es sich an, die einzelnen Nutzungsberechtigten schriftlich zu informieren, wenn die Beräumung nicht durch den Friedhofsträger selbst erfolgt, sondern von den jeweiligen Nutzungsberechtigten veranlasst werden soll.  
(siehe Musterformulare A5 und A6)
Der Friedhofsträger kann verlangen, dass der Nutzungsberechtigte die Grabstätte nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes abräumt (§ 25 Abs. 8 Musterfriedhofssatzung.  

(siehe Musterformulare A5 und A6)













…

6. 

Unterscheidung der Grabarten 

Wahlgrabstätten
sind Grabstätten, deren Lage i. d. R. im Einvernehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Nutzungsrechte können für eine deutlich längere Zeit erworben werden, als die Ruhezeit für die jeweilige Bestattungsart dauert, auch können Nutzungsrechte auf Antrag verlängert werden. Die Beisetzung zusätzlicher Urnen (i. d. R. bis zu weitere 2 Urnen bei Erdgräbern, insgesamt bis zu 4 Urnen bei Urnengräbern) ist möglich. (§§ 18 bis 20 Musterfriedhofssatzung)
Reihengrabstätten
dagegen sind Grabstätten, die der Reihe nach einzeln für die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Das Grab kann also bei Reihengrabstätten nicht von den Angehörigen ausgewählt werden. Die Beisetzung zusätzlicher Urnen ist nicht möglich, eine Verlängerung der Nutzungszeit ebenfalls nicht. (§ 17 Musterfriedhofssatzung)
Gemeinschaftsgrabanlagen – anonyme Bestattung
sind Grabstätten, auf denen mehrere Urnenbeisetzungen oder Sargbestattungen vorgenommen werden können. Die Vergabe der einzelnen Urnenplätze erfolgt der Reihe nach durch den Friedhofsträger - die Angehörigen können sich also auch hier keinen bestimmten Platz aussuchen. Im Gegensatz zu Wahl- und Reihengrabstätten erwirbt der Angehörige bei Gemeinschaftsgrabanlagen kein Nutzungs- oder Verfügungsrecht, sondern lediglich ein Beisetzungsrecht. Die Grabgestaltung und -pflege erfolgt allein im Auftrag des Friedhofsträgers. Eine individuelle Mitgestaltung durch Angehörige wird nicht zugelassen. 
Da auf unseren kirchlichen Friedhöfen anonyme Bestattungen ohne Angaben der Namen  der Verstorbenen an oder auf der Grabstelle unzulässig sind, werden die Namen und    Daten der Verstorbenen i. d. R. entweder auf einem gemeinsamen Gedenkstein oder auf einer in den Rasen ebenerdig eingelassenen Gedenkplatte vermerkt.  (§ 21 Musterfriedhofssatzung)
Gruftgräber
Auf unseren kirchlichen Friedhöfen ist das Ausmauern von Gräbern und das Einsetzen von Grabkammern heute unzulässig. Vorhandene Gewölbegräber dürfen grundsätzlich nicht weiter belegt werden, es sei denn, dass die Gewölbe entfernt und verfüllt werden - Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Kreiskirchenamtes (§ 12 Abs. 4 und 5 Musterfriedhofssatzung).  Hintergrund dieser Festlegung sind einerseits hygienische Gründe, andererseits dauert in Grüften die Verwesung und damit die Ruhezeit meist so lange, dass der jeweilige Angehörige, der das Nutzungsrecht erworben hat, selbst verstirbt, ehe die Ruhezeit abgelaufen ist. Gibt es keine Person, die das Nutzungsrecht dann übernehmen möchte, so bleiben sowohl die Verkehrssicherungspflichten für die Grüfte und als auch die entsprechenden Kosten hierfür allein bei der Kirchengemeinde. 

7. 

Ruhezeit und Wiederbelegung von Grabstätten

Unter § 15 der Musterfriedhofssatzung kann der Friedhofsträger die Ruhezeit festlegen. Diese beträgt in der Regel 20 Jahre. Der Friedhofsträger kann kürzere Ruhezeiten festlegen, soweit das jeweilige Landesrecht dies zulässt. Das Thüringer Bestattungsgesetz sieht für Urnen eine Mindestruhezeit von 15 Jahren, für Sargbestattungen eine Mindestruhezeit von 20 Jahren vor. Längere Ruhezeiten kann der Friedhofsträger jederzeit festlegen.

Grabstätten dürfen erst nach Ablauf der festgelegten Ruhezeit wiederbelegt oder anderweitig verwendet werden.














…

8.  
Unterscheidung Ruhezeit und Nutzungszeit 
Die Ruhezeit für Sarg- und Urnenbestattungen wird in der Friedhofssatzung festgelegt. Vor Ablauf der festgelegten Ruhezeit ist eine Wiederbelegung oder anderweitige Verwendung der Grabstätte nicht möglich. Die Dauer der Ruhezeit sollte so festgelegt werden, dass die vollständige Zersetzung einer Leiche innerhalb dieser Zeit gewährleistet ist.

Die Nutzungszeit für eine Grabstätte ist die Zeit, für die an einer Grabstätte ein Nutzungs-recht vergeben wird. Die Nutzungszeit sollte mindestens so lange dauern wie die festgelegte Ruhezeit. Bei Reihengrabstätten entspricht die Nutzungszeit in der Regel der Ruhezeit. Bei Wahlgrabstätten kann das Nutzungsrecht aber auch für einen deutlich längeren Zeitraum erworben werden, als die festgelegte Ruhezeit dauert - dann geht die Dauer der Nutzungszeit über die Dauer der Ruhezeit deutlich hinaus. Auch eine Verlängerung des Nutzungsrechtes/der Nutzungszeit nach deren Ablauf ist bei Wahlgrabstätten möglich.

Wird in eine Wahlgrabstätte eine weitere Urne beigesetzt oder in einer Doppel-Erdwahlgrabstätte eine zweite Leiche bestattet, so ist die Nutzungszeit (das Nutzungsrecht) für diese Grabstätte so zu verlängern, dass die Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Urne bzw. der zuletzt bestatteten Leiche gewahrt bleibt.

9. 

Grabmale 

Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und der damit zusammenhängenden baulichen Anlagen (z. B. Einfassungen) bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Friedhofsträgers (§ 27 Abs. 2 Satz 1 Musterfriedhofssatzung). 
(siehe Musterformulare B1 bis B4)
Über den Antrag entscheidet der Friedhofsträger unverzüglich, spätestens innerhalb von 2 Wochen nach Vorlage aller Unterlagen. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Genehmigung als erteilt (§ 27 Abs. 3 Satz 2 Musterfriedhofssatzung)!

Mit der Durchführung dürfen nur Gewerbetreibende und Dienstleister beauftragt werden - diese haben ihre Tätigkeit gem. § 8 (Muster-)Friedhofssatzung dem Friedhofsträger anzuzeigen bzw. eine Zulassung zu beantragen (sofern nicht bereits geschehen). ( §27 Abs. 2 Satz 2 Musterfriedhofssatzung)
Nach Ablauf der Ruhezeit oder nach Ablauf des Nutzungsrechtes (bzw. nach der Entziehung von Nutzungsrechten) sind die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen (z. B. Einfassungen) zu entfernen. Als angemessen hierfür gilt eine Fristsetzung von 3 Monaten. Das Entfernen darf grundsätzlich nur durch zugelassene Gewerbetreibende oder Dienstleister erfolgen. Erfolgt die Entfernung durch den Nutzungsberechtigten, haftet dieser für alle dabei entstehenden Schäden.  (siehe § 30 Abs. 2 Musterfriedhofssatzung)

Werden bis zur Errichtung der endgültigen Grabmale provisorische Grabmale errichtet, so sind diese nicht zustimmungspflichtig. Die Verwendung der nichtzustimmungspflichtigen Grabmale darf längstens bis zu einem Jahr nach der Bestattung bzw. Beisetzung erfolgen.

(§ 27 Abs. 6 Musterfriedhofssatzung)

10. 
Gewerbetreibende auf dem Friedhof  (§ 8 Musterfriedhofssatzung)

Gewerbetreibende und sonstige Dienstleistungserbringer müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof dem Friedhofsträger vorher zumindest anzeigen oder sie können auch eine Zulassung für einen Zeitraum von 3 Jahren beantragen. 

(siehe Musterformulare F1 und F2)

Der Gewerbetreibende muss in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sein und hat dem Friedhofsträger nachzuweisen, dass er einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz besitzt. 

Wird eine Zulassung für einen Zeitraum von 3 Jahren beantragt, so ist die Zuverlässigkeit durch geeignete Unterlagen (z. B. bei Handwerkern durch den Nachweis der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei Gärtnern durch den Nachweis der Anerkennung durch die Landwirtschaftskammer) nachzuweisen. 

Außerdem muss der Gewerbetreibende sich schriftlich bereit erklären, die Friedhofssatzung und ggf. die Grabmal- und Bepflanzungsordnung anzuerkennen und zu beachten.

Der Friedhofsträger stellt für jeden Gewerbetreibenden einen schriftlichen Berechtigungsbeleg aus.
(siehe Musterformular F3)
Verstößt ein Gewerbetreibender trotz Mahnung gegen die Vorschriften der Friedhofssatzung, kann der Friedhofsträger diesem die Tätigkeit auf dem Friedhof ganz oder zeitweise versagen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine vorherige Mahnung nicht erforderlich.

11. 
Verkehrssicherungspflicht

Der Friedhofsträger ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der Friedhof gefahrlos begangen werden kann. Dabei ist besonderes Augenmerk auf die nachfolgenden Bereiche zu richten:

- Winterdienst: Bei Gefahr von Eis- oder Schneeglätte ist der Friedhofsträger verpflichtet, die Wege zu beräumen oder abzustumpfen. Der Umfang der Sicherungsmaßnahmen wird sich dabei im Einzelfalle nach dem Ausmaß des Verkehrs zu richten haben. Wenn sich die Ortskirche auf dem Friedhof befindet, sollte in jedem Falle vor Gottesdiensten oder Veranstaltungen in der Kirche der Hauptzugangsweg beräumt bzw. abgestumpft werden. Auch für die Totengedenktage und die Tage davor sollte der Winterdienst unbedingt organisiert werden. Bei anstehenden Trauerfeiern und Bestattungen sind die Zuwegungen zur Leichenhalle, Kapelle bzw. Kirche sowie zur Grabstelle zu beräumen bzw. abzustumpfen.

- Bäume: Von Bäumen können Gefährdungen ausgehen, wenn Astpartien abgestorben oder extreme Faulstellen vorhanden sind, oder auch, wenn etwa durch Windbruch in der Vergangenheit Kronen einseitig ausgebildet sind. Zur eigenen Absicherung des Friedhofsträgers empfehlen und fordern die Versicherungen eine jährliche Begehung und Überprüfung der Bäume. Zum Nachweis sollte dieses protokolliert werden.
- Erhaltungszustand von Baulichkeiten: Bauwerke, überirdische und unterirdische sind regelmäßig auf Gefahrenquellen zu überprüfen. Bis zur Beseitigung einer Gefahrenquelle ist der Gefahrenbereich abzusperren.

- Standsicherheit von Grabmalen: Die Standsicherheit von Grabmalen ist jährlich, nach der Frostperiode, zu überprüfen. Über die Standsicherheitskontrolle ist grundsätzlich ein Protokoll anzufertigen. Das Landeskirchenamt empfiehlt eindringlich, Standsicherheitskontrollen aus haftungsrechtlichen Gründen nur von entsprechend geschulten, qualifizierten Personen vornehmen zu lassen, ggf. ist eine Fachfirma damit zu beauftragen. (siehe: Musterformular I 2)

Weitere Gefahrenquellen:

· Wege (Unebenheiten, Wurzeln, Beton- und Bitumenbrüche, Fäulnisglätten in nasser Jahreszeit)

· Mauern (Schräglage, Verputzschäden, Steinausfall, Abdeckungen)

· Baulichkeiten (Dachziegel, Standsicherheit, Elektrizität, Feuchtigkeitsschäden)

· Umzäunungen (Rost, Nägel, Splitter, Standsicherheit)

· Eigenmächtige Grabstellenergänzungen (Platten und Trittsteine, Bilderrahmen, Gläser und Blechdosen, Gartengeräte, Sträucher und Bäume)

· Sonstiges (Treppen, Geländer, Bänke, Abfallbehälter, Wasserstellen, Geräte)
Bei Schadensfällen und einer daraufhin vom Friedhofsträger geforderten Haftung wenden Sie sich bitte an das Kreiskirchenamt. Ansprechpartnerin für Versicherungsangelegenheiten im Kreiskirchenamt Gotha ist Frau Anita Mohring, Tel. 03621/4594-11; Anita.Mohring@ekmd.de).













…
12. 
Umbettung und Störung der Totenruhe 
(siehe auch: § 14 Musterfriedhofssatzung sowie Musterformulare E1 bis E3)
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

(2) Ausgrabungen und Umbettungen von Leichen und Urnen darf der Träger des Friedhofes vor Ablauf der Ruhezeit nur zulassen, wenn ein wichtiger Grund die Störung der Totenruhe rechtfertigt. Ausgrabungen und Umbettungen von Leichen bedürfen der Zustimmung der unteren Gesundheitsbehörde. …

(3) Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung zur Umbettung ist der Nachweis beizufügen, dass eine andere Grabstätte zur Verfügung steht. 

(4) Mit einer Umbettung beginnt keine neue Ruhezeit …
(§ 32 ThürBestG)

Grundsätzlich ist der Totenruhe gegenüber dem Wunsch nach Umbettung Vorrang gegeben werden. In der Abwägung zwischen dem Schutz der Totenruhe einerseits und dem Umbettungsverlangen andererseits sollte entscheidend sein, ob die bisherige Form und der bisherige Ort der Bestattung dem geäußerten Willen des Verstorbenen oder dem Willen des Fürsorgeberechtigten entspricht. Ist der geäußerte Wille des Verstorbenen bekannt, so wird dieser den Vorrang haben. Nur wenn und soweit ein erkennbarer Wille des Verstorbenen hinsichtlich seiner Bestattung nicht vorliegt, tritt das Recht und die Pflicht der nächsten Angehörigen des Verstorbenen ein, über den Leichnam zu bestimmen und die letzte Ruhestätte für ihn auszuwählen.

Genehmigungsfähig sein kann die Umbettung eines Verstorbenen z. B. dann, wenn mit ihr bewirkt werden soll, dass Eheleute eine gemeinsame Grabstätte teilen. Gleiches ist in der Rechtsprechung anerkannt für die Fälle, in denen mehrere in verschiedenen Grabstätten bestattete Angehörige einer Familie in einer gemeinsamen Grabstätte „vereinigt” werden sollen.

Bei einem Antrag auf Umbettung wegen Umzugs kommt es auf den Einzelfall an. Die Gerichte haben diesbezüglich unterschiedliche Entscheidungen getroffen, wobei der jeweilige Sachverhalt von besonderem Gewicht war. Macht ein Angehöriger ein Umbettungsverlangen wegen räumlicher Entfernung geltend, wird dem Antrag in der Regel nur stattgegeben werden, wenn dem Antragsteller der Besuch der bisherigen Grabstätte nicht mehr zugemutet werden kann. Eine Unzumutbarkeit liegt aber in der Regel noch nicht vor, wenn lediglich der regelmäßige Besuch einer Grabstätte durch eine große räumliche Entfernung erschwert wird.

Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere Reihengrabstätte desselben Friedhofes sind nicht zulässig, weil hier keine rechtlichen Interessen erkennbar sind, die geeignet wären, dem Rechtsgut der Totenruhe gegenüber als höherrangig angesehen zu werden. Nicht zulässig sind auch Umbettungen aus Gemeinschaftsgrabanlagen, weil hier nicht nur die Totenruhe des Umzubettenden gestört wird, sondern auch die Totenruhe der übrigen in dieser Gemeinschaftsgrabanlage Bestatteten betroffen ist.

Insofern einem Antrag auf Umbettung stattgegeben werden soll, ist zu beachten, dass der Antragsteller erklären muss, dass seinem Begehren weder von einem anderen Angehörigen des Verstorbenen noch von Seiten des Nutzungsberechtigten der bisherigen Grabstätte widersprochen wird. 

Versagt der Friedhofsträger die Zustimmung zur Umbettung, so kann der Umbettungsanspruch im Verwaltungsrechtweg verfolgt und gegebenenfalls durchgesetzt werden.

Eine Rückerstattung bereits entrichteter Grabstellengebühren bei Verzicht auf weitere Belegung infolge Umbettung erfolgt in der Regel nicht, da die Gebühren durch Kalkulation für alle Nutzungsrechte ermittelt wurden. Durch einzelne Rückzahlungen entstehen meist Fehlbeträge im Friedhofshaushalt, die ggfls. Durch Neufestlegung von Gebührenhöhen auf die anderen Nutzer des Friedhofes umgelegt werden müssten.
II. 
Was tun, wenn …?
1. Was tun, wenn beim Ausheben eines Grabes Sargteile, Gebeine oder Urnenreste gefunden werden?

Wenn beim Ausheben eines Grabes zur Wiederbelegung Sargteile, Gebeine oder Urnenreste gefunden werden, so sind diese sofort mindestens 30 cm unter der Sohle des neu aufgeworfenen Grabes zu versenken. 
Werden noch nicht verweste Leichenteile vorgefunden, so ist das Grab sofort wieder zu schließen und für künftige Nutzung als Bestattungsstäte zu sperren. 

(siehe § 13 Abs. 3 Musterfriedhofssatzung)
2. Was tun, wenn bei der jährlichen Überprüfung der Standsicherheit festgestellt wird, dass ein Grabmal unsicher ist?

Wird bei der jährlichen Überprüfung der Standsicherheit festgestellt, dass ein Grabmal nicht sicher ist, wird der Verantwortliche (der Nutzungsberechtigte) schriftlich darüber informiert und aufgefordert, die Mängel (auf seine eigenen Kosten) zu beseitigen.   
(siehe Musterformular B6)
Bei Gefahr im Verzuge kann der Friedhofsträger auf Kosten des Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegen von Grabmalen) treffen. 

Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher  Aufforderung des Friedhofsträgers nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, erlässt der Friedhofsträger einen Bescheid über die Festsetzung einer Ersatzvornahme.

(siehe Musterformular D1) 

Danach ist der Friedhofsträger berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen.
Der Friedhofsträger ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweis auf der Grabstätte, der für die Dauer von einem Monat angebracht wird.

(siehe § 28 Abs. 5 Musterfriedhofssatzung)
3. Was tun, wenn ein Grabmal ohne vorherige Genehmigung errichtet wurde bzw. wenn die Ausführung nicht dem genehmigten Antrag entspricht?
Entspricht die Ausführung des Grabmals nicht dem genehmigten Antrag, wird dem Verfügungs- bzw. Nutzungsberechtigten eine Frist von 3 Monaten zur Änderung oder Beseitigung des Grabmales gesetzt. 
(siehe Musterformular B5)
Gleiches gilt, wenn Grabmale und Anlagen ohne Genehmigung errichtet oder verändert worden sind. Hier wird dem Verfügungs- bzw. Nutzungsberechtigten eine nachträgliche Beantragungsfrist von drei Monaten gesetzt. 
(siehe Musterformular B3)
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Nach fruchtlosem Ablauf der Frist erlässt der Friedhofsträger einen Bescheid über die Festsetzung einer Ersatzvornahme. 
(siehe Musterformular D1) 

Danach kann das Grabmal auf Kosten des Verfügungs- bzw. Nutzungsberechtigten von der Grabstelle entfernt werden. Das Grabmal wird gelagert und zur Abholung bereitgestellt. Werden die zur Abholung bereitgestellten Grabmale vom Nutzungsberechtigten innerhalb von 3 Monaten nicht abgeholt, gehen sie in die Verfügungsgewalt des Friedhofsträgers über. In diesem Fall kann der Friedhofsträger die Grabmale auf Kosten des Nutzungsberechtigten entsorgen lassen. (siehe § 27 Abs. 5 Musterfriedhofssatzung)

4. Was tun, wenn ein Grab nicht ordnungsgemäß hergerichtet bzw. nicht gepflegt wird?
Die Grabstätten müssen spätestens 6 Monate nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes sowie nach jeder Bestattung bzw. Beisetzung baldmöglichst ordnungsgemäß hergerichtet werden. 
Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, fordert der Friedhofsträger den Verantwortlichen (den Nutzungsberechtigten) zunächst schriftlich auf, die Grabstätte innerhalb einer jeweils festzusetzenden, angemessenen Frist in Ordnung zu bringen (siehe Musterformulare C1 bis C4).  Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine öffentliche Bekanntmachung und ein für die Dauer von 8 Wochen angebrachter Hinweis auf der Grabstätte.  
Ist die gesetzte Frist abgelaufen, ohne dass die Aufforderung befolgt wurde, hat der Friedhofsträger je nach Art der betreffenden Grabstätte verschiedene Möglichkeiten:

Bei Reihengrabstätten erlässt der Friedhofsträger einen Bescheid über die Festsetzung einer Ersatzvornahme (siehe Musterformular D1). Dann kann der Friedhofsträger im Wege der Ersatzvornahme die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen. Die entstehenden Kosten  hat bei Reihengrabstätten grundsätzlich der Inhaber der Grabkarte oder der für die Bestattung Verantwortliche zu tragen. 
Bei Wahlgrabstätten kann der Friedhofsträger entweder 
-
im Wege einer Ersatzvornahme die Grabstätten auf Kosten des jeweiligen Nutzungsberechtigten in Ordnung bringen lassen - vor Durchführung dieser Maßnahme erlässt der Friedhofsträger einen Bescheid über die Festsetzung einer Ersatzvornahme (siehe Musterformular D1)     oder 
- 
der Friedhofsträger kann das Nutzungsrecht entziehen. 
Vor Entzug des Nutzungsrechtes wird der Nutzungsberechtigte noch einmal schriftlich aufgefordert, die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen. Ist er nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, hat noch einmal die entsprechende öffentliche Bekanntmachung und ein für die Dauer von 8 Wochen angebrachter Hinweis auf der Grabstätte zu erfolgen. 

In dem Entziehungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von drei Monaten nach Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen. (siehe § 25 Abs. 3, 5 bis 7 Musterfriedhofssatzung)
5. Was tun, wenn eine Grabstätte nach Ablauf der Ruhezeit/Nutzungszeit nicht beräumt wird?
Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes und darauf, dass die Grabstätte durch den Nutzungsberechtigten zu beräumen ist, soll vorab schriftlich hingewiesen werden. 
(siehe Musterformulare A5 und A6) 
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Gemäß § 30 Abs. 3 Musterfriedhofssatzung soll (außerdem) auf den Ablauf der Ruhezeit/ Nutzungszeit durch öffentliche Bekanntmachung hingewiesen werden. Damit verbunden sein sollte auch der Hinweis, bis wann die Grabstätte durch den Nutzungsberechtigten zu beräumen ist (Frist: 3 Monate). 
Wird die Grabstätte trotz des Hinweises auf die Beräumungspflicht nicht beräumt, kann der Friedhofsträger durch schriftlichen Bescheid nochmals dazu auffordern, die Grabstätte zu beräumen und gleichzeitig androhen, die Grabstätte sonst im Wege einer Ersatzvornahme selbst beräumen zu lassen. 
(siehe Musterformular A7)
Erfolgt dennoch keine Beräumung der Grabstätte, erlässt der Friedhofsträger einen Bescheid über die Festsetzung einer Ersatzvornahme. 
(siehe Musterformular D1)
Danach kann die Beräumung der Grabstätte erfolgen. Die Kosten hierfür werden dem Verantwortlichen (dem Nutzungsberechtigten) durch besonderen Bescheid auferlegt.
(siehe § 25 Abs. 8 sowie § 30 Abs. 2 und 3 Musterfriedhofssatzung)

6. Was tun, wenn gegen einen Bescheid des Friedhofsträgers Widerspruch eingelegt wird?
Wird gegen einen Bescheid des Friedhofsträgers Widerspruch eingelegt, so hat der Friedhofsträger zunächst zu prüfen, ob er die vorgebrachten Gründe als gerechtfertigt ansehen und dem Widerspruch stattgeben kann. 

Ist dies der Fall, erlässt der Friedhofsträger einen entsprechenden Abhilfe- bzw. Teilabhilfebescheid.

(siehe Musterformulare H1 und H2)

Kann der Friedhofsträger dem Widerspruch nicht stattgeben, gibt er den Vorgang mit einer Stellungnahme zur Entscheidung an das Kreiskirchenamt ab. Der Widerspruchsführer erhält vom Friedhofsträger eine kurze Information darüber.

(siehe Musterformular H3)
Nach Prüfung des Sachverhaltes wird dann das Kreiskirchenamt einen entsprechenden Widerspruchsbescheid erlassen. (§ 17 Friedhofsverordnung)

7. Was tun, wenn Friedhofsgebühren nicht bezahlt werden?
Grundlage für die Erhebung und die Beitreibung von Friedhofsgebühren ist eine ordnungsgemäß erlassene, rechtsgültige Friedhofsgebührensatzung!
Über die zu zahlenden Gebühren muss der Gebührenschuldner einen schriftlichen Gebührenbescheid (keine Rechnung!!!) erhalten haben.  
(siehe Musterformular G1)
Bei Nichtzahlung ist der säumige Gebührenschuldner zunächst vom Friedhofsträger zu mahnen.  
(siehe Musterformulare G2 und G3)

Werden Friedhofsgebühren trotz Mahnung nicht beglichen, können Sie als Friedhofsträger sich an die Vollstreckungsstelle Ihrer politischen Gemeinde wenden, die dann die Beitreibung der Friedhofsgebühren für Sie vornehmen wird. 
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Allerdings sind nicht beitreibbare Verwaltungskosten und Auslagen, die durch die Vollstreckungsmaßnahmen entstehen, gegebenenfalls vom kirchlichen Träger zu erstatten. 

Welche Stelle die Vollstreckungsstelle Ihrer politischen Gemeinde ist, erfragen Sie bitte bei Ihrer politischen Gemeinde - zum Teil haben die politischen Gemeinden eigene Vollstreckungsstellen, teilweise ist das Landratsamt Vollstreckungsstelle für die politischen Gemeinden.

Rechtsgrundlage für die staatliche Verwaltungsvollstreckung kirchlicher Friedhofsgebühren ist in Thüringen der Artikel 22 Abs. 3 Sätze 2 bis 4 des Staat-Kirchen-Vertrages i. V. mit den Vorschriften des Thüringer Verwaltungszustellungs- und -vollstreckungsgesetzes.
8. Was tun, wenn es keinen Nutzungsberechtigten mehr gibt - wer trägt dann eventuelle Kosten?
Schuldner von Friedhofsgebühren ist der Nutzungsberechtigte (der Verantwortliche) bzw. der Antragsteller/Auftraggeber einer gebührenpflichtigen Leistung. Sonstige Angehörige eines Verstorbenen sind nicht automatisch Gebührenschuldner für Friedhofsgebühren!
Ist ein Nutzungsberechtigter für eine Grabstätte nicht bekannt oder ist der Nutzungsberechtigte verstorben, ist es deshalb für die Kirchengemeinde oft schwierig, wenn nicht gar unmöglich, Friedhofsgebühren oder Kosten für Ersatzvornahmen einzufordern.

Deshalb ist es wichtig, bei der Vergabe von Nutzungsrechten darauf zu drängen, dass der Erwerber eines Nutzungsrechtes schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes für den Fall seines Ablebens seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmt. Dies ist schriftlich festzuhalten und der künftige Nachfolger muss eine Zustimmung hierzu erklären! Denn die Übertragung von Nutzungsrechten bedarf der Zustimmung desjenigen, der das Nutzungsrecht übernehmen soll.  
(siehe auch: Musterformular A1)
Ist dem Friedhofsträger bekannt, dass bei Fehlen eines Nutzungsberechtigten damit zu rechnen ist, dass zukünftige Pflichten nicht erfüllt werden (Zahlungen, Grabpflege etc.), sollte im Einzelfall eine Beisetzung erst erfolgen, wenn es einen Nutzungsberechtigten oder Zahlungsverpflichteten gibt.

III. 
Friedhofssatzung und Gebührensatzung - von der Erarbeitung bis zum Inkrafttreten 

Der Friedhofsträger ist verpflichtet, eine Friedhofssatzung und eine Friedhofsgebührensatzung zu erlassen (§ 4 Abs. 2 FriedhV). Wird eine Grabmal- und Bepflanzungsordnung erlassen, so ist diese Bestandteil der Friedhofssatzung und soll mit dieser zusammen erlassen werden (§ 7 Abs. 5 FriedhV).

Weitere Regelungen zum Erlass einer Friedhofssatzung finden Sie unter § 7 FriedhV, Rege-lungen zu den Gebühren und zum Erlass einer Friedhofsgebührensatzung unter § 8 FriedhV. 
1. 

Die landeskirchlichen Mustersatzungen
Die Friedhofsverordnung der EKM enthält in der Anlage drei Mustersatzungen:

Anlage 1: Muster-Friedhofssatzung

Anlage 2: Muster-Grabmal- und Bepflanzungsordnung

Anlage 3: Muster-Friedhofsgebührensatzung

Die landeskirchlichen Mustersatzungen sind grundsätzlich bindend - sowohl für Sie als Kirchengemeinde als auch für uns als genehmigende Behörde (§ 7 Abs. 1, § 7 Abs. 5 und    § 8 Abs. 5 FriedhV)! Abweichungen von den Mustersatzungen dürfen nur in begründeten (Ausnahme)fällen von uns genehmigt werden!
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Die aktuelle Fassung der Friedhofsverordnung der EKM sowie die aktuellen Satzungsmuster können Sie von uns als Word-Dateien erhalten oder im Internet unter der Überschrift „Mustersatzungen für das Friedhofswesen“ unter folgender Adresse herunterladen:

http://www.ekmd.de/servicekontakt/arbeitshilfen/
Der Erlass einer Grabmal- und Bepflanzungsordnung gem. Anlage 2 zur FriedhV der EKM ist zwingend erforderlich, wenn der Friedhofsträger auf seinem Friedhof neben Abteilungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften auch Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften vorhält (§ 7 Abs. 5 FriedhV). 
Für die Kirchengemeinden, die keine Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften vorhalten, jedoch auf eine Grabmal- und Bepflanzungsordnung nicht komplett verzichten und zumindest allgemeine Gestaltungsvorschriften für ihren Friedhof erlassen möchten, haben wir eine entsprechend überarbeitete (vereinfachte) Variante der Grabmal- und Bepflanzungsordnung vorbereitet.

2. 

Erläuterung der Gebührenarten gemäß Muster-Friedhofsgebührensatzung
a) Grabnutzungsgebühren (§ 6 der Muster-Friedhofsgebührensatzung):

Mit der Grabnutzungsgebühr erwirbt man das Nutzungsrecht für eine Grabstelle auf eine bestimmte Zeit. Die Grabnutzungsgebühr wird einmalig bei Erwerb der Grabstätte erhoben und dient der Bildung einer jährlichen Rücklage für die Erhaltung und Erweiterung des Friedhofes. Sie ist bei den verschiedenen Grabarten i. d. R. unterschiedlich hoch. 

b) Friedhofsunterhaltungsgebühren (§ 10 der Muster-Friedhofsgebührensatzung):

Friedhofsunterhaltungsgebühren sollen die Kosten der laufenden Verwaltung und Unterhaltung des Friedhofes insgesamt decken. Sie sind von allen Grabnutzern in gleicher Höhe (unabhängig von der Grabart) und pro Grabstelle zu entrichten, auch von denjenigen, die vor Erlass der Satzung schon Grabstellen gekauft haben. Jedoch ist hier die Erhebung von Unterhaltungsgebühren von Inhabern bestehender Nutzungsrechte nur dann möglich, wenn der in der Vergangenheit erfolgte Erwerb der Grabstelle den gesamten „Leistungsumfang“ Friedhof, also Pflege/Wasser/Abraum nicht beinhaltet hat.

Friedhofsunterhaltungsgebühren sind für Wahl- und Reihengrabstätten immer jährlich, bzw. (zur Verringerung des Verwaltungsaufwandes) für max. 3 Jahre im Voraus zu erheben. Eine Erhebung als Einmalzahlung im Voraus für die Dauer der Ruhezeit ist hier nicht zulässig!

Lediglich bei Gemeinschaftsgrabanlagen ist die Erhebung der Friedhofsunterhaltungsgebühren als Einmalzahlung möglich und sinnvoll, da es bei dieser Grabanlage keine Nutzungsberechtigten gibt. Mit der Beisetzung sind in der Regel alle Verpflichtungen erfüllt.
Für die Kirchengemeinden, die eine jährliche Erhebung bzw. eine Erhebung für bis zu 3 Jahren im Voraus als zu aufwendig erachten, besteht die (von unserer Landeskirche aber nicht empfohlene) Möglichkeit, die Kosten der Friedhofsunterhaltung in die Kalkulation der Grabnutzungsgebühren einfließen zu lassen, so dass die Kosten der Friedhofsunterhaltung über die Einnahmen aus der Grabnutzungsgebühr abgedeckt werden können.
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Die Erhebung einer Friedhofsunterhaltungsgebühr entfällt damit - § 10 ist also in diesem Falle zu streichen! Nachteil dieser Form der Gebührenerhebung ist aber, dass kurzfristige Kostensteigerungen kurzfristig erhebliche Gebührensprünge nach sich ziehen, da die Kostensteigerung allein von den oft nur geringen jährlichen Bestattungsfällen zu tragen sind und nicht auf die (große) Anzahl aller Nutzungsberechtigten aufgeteilt wird.

c) Leistungsgebühren (§§ 7 bis 9 sowie § 11 der Muster-Friedhofsgebührensatzung):

Hierunter fallen z. B. die einmalig zu entrichtenden Gebühren für Bestattungsarbeiten, für Ausgrabungen und Umbettungen sowie für Grabberäumungen.

Auf kirchlichen Dorffriedhöfen und kleineren städtischen Friedhöfen werden diese Leistungen vom Friedhofsträger selbst in der Regel nicht angeboten, sondern durch Bestattungsunternehmen ausgeführt.

Verschiedene Leistungsgebühren für die Benutzung von Friedhofseinrichtungen fallen zum Beispiel an für die Nutzung von Leichenhalle und/oder Kapelle, für den Schmuck für Leichenhalle und/oder Kapelle - hierfür werden einmalig Gebühren erhoben.

d) Verwaltungsgebühren (§ 12 der Muster-Friedhofsgebührensatzung):

Eine Allgemeine Verwaltungsgebühr aus Anlass einer Bestattung kann erhoben werden für die Aufnahme des Bestattungsfalles, die Beratung der Hinterbliebenen bei der Auswahl der Grabstelle und sonstige damit verbundenen Nebenarbeiten.

Mit der Grabmalgenehmigungsgebühr wird eine Gegenleistung für die Überprüfung der vorgelegten Entwürfe, insbesondere im Hinblick auf die in der Friedhofssatzung bzw. der Grabmal- und Bepflanzungsordnung festgelegten Gestaltungsvorschriften für Grabmale abgegolten. 

Gebühren für die Zulassung von Gewerbetreibenden

Gemäß § 8 unserer landeskirchlichen Musterfriedhofssatzung ergeben sich Zulassungsgebühren für zwei verschiedene Tatbestände: die Gebühr für eine Anzeigebestätigung (bis zu 1 Jahr gültig)  oder die Gebühr für die längerfristige Zulassung eines Gewerbetreibenden (3 Jahre gültig).

Mit diesen Gebühren wird der mit der Zulassung eines Gewerbetreibenden verbundene Aufwand abgegolten - nämlich die Prüfung der Voraussetzungen gemäß § 8  der Musterfriedhofssatzung. Da der Prüfungsaufwand für eine Anzeigebestätigung geringer ist, als bei einer 3 Jahre gültigen Zulassung, sollte sich dieser Unterschied auch in unterschiedlichen Gebührenhöhen für beide Leistungen widerspiegeln. Die Beschränkung der Zulassung auf einen absehbaren Zeitraum ist nötig, da dann erneut geprüft werden muss, ob die Voraussetzungen noch erfüllt werden.

Weitere Verwaltungsgebühren:
Gebühren für die Genehmigung einer Umbettung

Gebühren für die Genehmigung der Beisetzung eines Ortsfremden

Gebühren für die Erlaubnis zum Befahren mit einem Kraftfahrtzeug

Gebühren für die Erteilung einer Fotografiererlaubnis gewerblicher Art

3. 

Notwendigkeit der Kalkulation und Kalkulationsmuster

Die Höhe der Friedhofsgebühren kann der Gemeindekirchenrat nicht beliebig festsetzen. Sie sind nach dem Kostendeckungsprinzip zu kalkulieren (siehe auch § 8 Abs. 2 FriedhV).
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Das Erstellen einer Kalkulation ist Voraussetzung dafür, dass Ihrer Friedhofsgebührensatzung die kirchenaufsichtliche Genehmigung erteilt werden kann. Auch für die anschließend noch notwendige rechtsaufsichtliche Genehmigung durch das Landratsamt (bzw. bei kreisfreien Städten das Landesverwaltungsamt) ist das Vorliegen einer nachvollziehbaren Kalkulation Genehmigungsvoraussetzung. 

Für die Kalkulation der Friedhofsgebühren können Sie vom Kreiskirchenamt Gotha ein in Excel erstelltes Kalkulationsmuster erhalten. Dieses Kalkulationsmuster besteht aus zwei Teilen: einem Erfassungsbogen und dem eigentlichen Kalkulationsteil. Nachdem Sie die für die Kalkulation notwendigen Daten im Erfassungsbogen eingegeben haben, errechnet Ihnen Excel automatisch Ihre Gebühren.
4. 

Die Satzungen sind erarbeitet - wie geht es dann weiter?
Nach Beschlussfassung durch den Gemeindekirchenrat reichen Sie uns zur Genehmigung bitte ein gesiegeltes und vom Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates (oder seines Stellvertreters) sowie von einem Mitglied des Gemeindekirchenrates unterzeichnetes Exemplar Ihrer Friedhofssatzung/Friedhofsgebührensatzung ein. Außerdem fügen Sie bitte den Protokollauszug des Gemeindekirchenrat-Beschlusses sowie die von Ihnen erstellte Kalkulation Ihrer Friedhofsgebühren bei.

Die vom Kreiskirchenamt genehmigten Satzungen sind dann noch dem zuständigen Landratsamt (bei kreisfreien Städten dem zuständigen Landesverwaltungsamt) zur Genehmigung vorzulegen. Dieser Genehmigungsvorbehalt ergibt sich aus § 33 Abs. 2 des Thüringer Bestattungsgesetzes, wonach Nutzungs- und Gebührenordnungen für kirchliche Friedhöfe der Genehmigung der für das Bestattungswesen zuständigen Behörde bedürfen. Zuständige Behörde für das Bestattungswesen im Freistaat Thüringen sind die Landratsämter bzw. bei kreisfreien Städten das Landesverwaltungsamt. Es heißt weiter, dass diese Genehmigung der Benutzungsordnungen nur aus ordnungsrechtlichen, insbesondere bau- und seuchenpolizeilichen Gründen versagt werden darf; die Genehmigung der Gebührenordnungen darf nur bei Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz oder bei Kostenüberdeckung versagt werden.

Die Satzungen sind anschließend durch den Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates bzw. seinen Stellvertreter noch auszufertigen. Mit der Ausfertigung wird bescheinigt, dass das Verfahren zur Aufstellung der Ordnungen seinen Abschluss gefunden hat. Die Mustersatzungen beinhalten hierfür am Ende der jeweiligen Satzung einen bereits vorformulierten, Ihrerseits bitte noch zu vervollständigenden Ausfertigungsvermerk. 

Anschließend sind die Satzungen ortsüblich zu veröffentlichen. Die öffentliche Bekanntmachung hat so zu geschehen, wie auch die dortige Gemeinde Satzungen öffentlich bekannt macht. Die Form der öffentlichen Bekanntmachung hat die Gemeinde in ihrer Hauptsatzung zu regeln. Dies kann durch vollständigen Abdruck im Amtsblatt der Gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft, durch Abdruck in einer mindestens einmal wöchentlich erscheinenden Zeitung oder durch Anschlag an allgemein bestimmten Stellen (Verkündigungstafel) geschehen. Bitte prüfen Sie, wie in den jeweiligen Gemeinden die öffentlichen Bekanntmachungen erfolgen und verfahren Sie entsprechend.

Ein Vermerk, wo und wann die öffentliche Bekanntmachung erfolgte (Bekanntmachungsvermerk) ist den Satzungen beizufügen. Der Nachweis über die Veröffentlichung ist in den Unterlagen der Kirchengemeinde aufzubewahren.

Bitte reichen Sie nach der öffentlichen Bekanntmachung eine Kopie Ihrer Satzungen mit sämtlichen Genehmigungsvermerken, dem Ausfertigungsvermerk und einem Bekanntmachungsvermerk für unsere Akten an uns zurück.
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IV. 
Musterformulare für das kirchliche Friedhofs- und Bestattungswesen
Das Landeskirchenamt hat für das kirchliche Friedhofs- und Bestattungswesen verschiedene Musterformulare und Musterschreiben erarbeitet. 
Diese können Sie im Internet unter der Überschrift „Mustersatzungen für das Friedhofswesen“ unter folgender Adresse herunterladen:

http://www.ekmd.de/servicekontakt/arbeitshilfen/
Außerdem können auch wir Ihnen die Musterformulare gern per E-Mail oder auf CD zusenden. Bitte kontaktieren Sie uns hierfür.
Nachfolgend finden Sie eine Übersicht über die verfügbaren Musterformulare und Musterschreiben:
A 1
Antrag auf Erwerb eines Grabnutzungsrechts/Beisetzungsrechts

A 2
Grabbrief 

A 3      Bescheid über die Zulassung einer Bestattung/Beisetzung in der 


Gemeinschaftsgrabanlage

A 4
Ablehnungsbescheid für eine anonyme Bestattung

A 5
Hinweis zum Ablauf eines Nutzungsrechtes - Reihengrab

A 6
Hinweis zum Ablauf eines Nutzungsrechtes - Wahlgrab 

A 7
Bescheid zur Androhung der Beräumung einer Grabstätte

B 1
Antrag für die Genehmigung eines Grabmales und der Einfassung

B 2
Zustimmungsbescheid zur Errichtung eines Grabmales

B 3
Aufforderungsbescheid zur Genehmigung von Grabmalen/Baul. Anlagen

B 4
Zwischenbescheid zum Nachreichen fehlender Unterlagen oder zur Korrektur             ausgeführter Tätigkeiten

B 5
Aufforderungsbescheid zur Änderung des Grabmales

B 6
Aufforderungsbescheid zur Behebung von Mängeln an unsicheren Grabteilen

B 7
Bescheid zu künstlerisch oder historisch wertvollen Grabmalen/Anlagen

C 1
Hinweis zur Änderung der Grabgestaltung

C 2
Hinweis zur Pflege der Grabstätte

C 3
Aufforderungsbescheid zur Änderung der Grabgestaltung

C 4
Aufforderungsbescheid zur Wiederherstellung der Grabstätte
C 5 
Beseitigungsaufforderung
D 1
Bescheid über die Festsetzung einer Ersatzvornahme

D 2
Bescheid über den Entzug des Nutzungsrechtes

E 1
Antrag auf Umbettung

E 2
Umbettungsbescheid

E 3
Ablehnungsbescheid zu einem Antrag auf Umbettung

F 1
Anzeige einer  gewerblichen Tätigkeit

F 2
Antrag auf Zulassung von gewerblichen Tätigkeiten

F 3
Berechtigungsbeleg

G 1
Gebührenbescheid

G 2
Mahnung

G 3
Vollstreckungsankündigung













…
H 1
Abhilfebescheid (Stattgebender Widerspruchsbescheid)

H 2
Teilabhilfebescheid (Teilabhelfender Widerspruchsbescheid)

H 3
Abgabenachricht zum Widerspruch gegen den Bescheid vom ....

H 4
Widerspruchsbescheid des KKA

I 1
Grabkarte für den Friedhofsträger

I 2
Protokoll über die Standsicherheitskontrolle von Grabmalen

